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Der SP-, Grünen- und AL-Fraktion 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Energieversorgungsverordnung vorzule­
gen. Diese soll insbesondere Aussagen zu den folgenden Punkten machen: Ziele der Energie­
versorgung in der Stadt, ökologische Eckpunkte der Energieversorgung (Emissionsziele und Ab­
senkpfad gemäss Abkommen von Paris, Energieträger etc.), wirtschaftliche Ziele und Eckpunkte 
der Corporate Governance. 

Begründung: 

Mit «Energieversorgung» ist neben dem Strom vorab die Versorgung mit Wärme bzw. Kälte ge­
meint. Sie hat zwei Probleme: 

1. Die Energieversorgung in der Stadt Zürich erfolgt durch mehrere städtische Energieversor­
gungsunternehmen (EVU) mit verschiedenen Rechtsformen, die sich gegenseitig konkurrenzie­
ren. Dieser Zustand wird von der Stadt bisher mittels untergeordneter Konzepte (Masterplan, 
Roadmaps etc.) und Gremien (strategische Gremien, Koordinationsgremien) gemanagt. Das ist 
kompliziert und unübersichtlich und auf die Dauer nicht zielführend. Dringlich wäre daher insbe­
sondere im Bereich Wärme/Kälte eine Neuordnung; die Elektrizitätsversorgung ist mittels dem 
Reglement über den Betrieb des Verteilnetzes und die Energielieferung des Elektrizitätswerks 
der Stadt Zürich (ewz, AS 732.210) geregelt. 

2. Für die Koordination der Energieversorgung der Stadt fehlen teilweise die nötigen gesetzli­
chen Grundlagen auf Gemeindeebene. Einzig die kommunale Energieplanung stellt im Versor­
gungsbereich für die Umsetzung der 2000 Watt-Gesellschaft eine gewisse Rechtsgrundlage 
dar; aber auch sie liefert nicht mehr als eine rein räumliche Koordination. Ungeregelt sind insbe­
sondere die Bemühungen der Stadt, bei den leitungsgebundenen Energieträgern den Verpflich­
tungen des Pariser Klimaabkommens nachzukommen (Absenkpfad), und die Frage, wie sich 
diese Verpflichtungen konkret auf die Strategien der EVU auswirken. 

Mit der vorliegenden Motion soll diese Rechtslücke geschlossen werden. Bisher gibt es Best­
immungen auf Verfassungsstufe (Gemeindeordnung) mit strategischen Vorgaben für die Stadt 
in den Bereichen Energie und Ökologie (Qualität und Quantität der Energieversorgung). Zu­
dem kennt die Stadt die erwähnte kommunale Energieplanung und verschiedene Vollzugshil­
fen wie Massnahmenpläne und Planungsdokumente, alle auf Verordnungsstufe. Doch fehlen 
Regelungen auf Gesetzesstufe mit Vorgaben zur Energieversorgung in der Stadt sowie mit 
klaren Aussagen zur Ordnung der EVU. Die als Antwort auf das Berichtspostulat Kirstein 
2016/321 angekündigte Dachstrategie des Stadtrates wird hier kaum Abhilfe schaffen können. 
Deshalb verlangen wir mit dieser Motion eine entsprechende gesetzliche Grundlage. 

Antrag auf Dringlicherklärung 

-


